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Jahresabschluss 2022 
der Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH 

 
Gemäß § 36 der Eigenbetriebsverordnung (EigBetrVO) wird ortsüblich bekannt gegeben, dass die 
Gesellschafterversammlung der Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH in der Sitzung am 23.11.2023 
den Jahresabschluss 2022 festgestellt und gleichzeitig den Geschäftsführern die Entlastung erteilt hat. 
 
Die von der Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH für das Wirtschaftsjahr 2022 erstellte Bilanz 
schließt auf der Aktivseite und Passivseite mit 2.892.497,30 Euro ausgeglichen ab. Die Gewinn- und 
Verlustrechnung schließt neutral ab. 
 
Der Jahresabschluss 2022 der Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH wurde durch das 
Rechnungsprüfungsamt des Landkreises Aurich geprüft. Das Rechnungsprüfungsamt hat mit Datum 
vom 21.06.2023 folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 
 
„Die gemäß § 30 EigBetrVO i. V. m. § 317 HGB durchgeführte Prüfung des Jahresabschlusses zum 
31.12.2022 bei der Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH hat zu keinen Einwendungen geführt. Der 
Jahresabschluss, der Lagebericht und die Buchführung entsprechen nach pflichtgemäßer Prüfung den 
Rechtsvorschriften und vermitteln unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 
ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der 
Gesellschaft. Der Lagebericht steht im Einklang mit dem Jahresabschluss und stellt die Chancen und 
Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. Die Geschäftsführung der Gesellschaft erfolgt 
ordnungsgemäß. Die Entwicklung der Vermögens- und Ertragslage, der Liquidität und der Rentabilität 
ist nicht zu beanstanden. Die Rettungsdienst Landkreis Aurich gGmbH wird wirtschaftlich geführt.“ 
 
Der Jahresabschluss und der Lagebericht werden in der Zeit vom 06.05.2024 bis 14.05.2024 im 
Kreishaus Aurich, Fischteichweg 7-13, Zimmer 2.084, während der Dienststunden öffentlich ausgelegt 
und können nach vorheriger Terminabsprache eingesehen werden. 
 
Aurich, 26.04.2024 
 
Landkreis Aurich 
 
Meinen 
Landrat 
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B. Bekanntmachungen der Gemeinden 

 

 
Bekanntmachung der Stadt Aurich  

hier: Aufhebungsverfahren 
 
Die Aufhebungen gemäß § 1 Absatz 8 Baugesetzbuch (BauGB) der Aufstellungs-, Feststellungs- und 
Satzungsbeschlüsse nachfolgender Bauleitpläne werden hiermit bekannt gegeben. 
 
Der Verwaltungsausschuss der Stadt Aurich hat in seiner Sitzung am 18.09.2023 die Aufhebung des 
Bebauungsplanes 
 

Nr. 359 „Erweiterung Bürgerwindpark Königsmoor“ 
 
beschlossen. 
 
Des Weiteren hat der Verwaltungsausschuss der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 23.10.2023 die 
Aufhebungen der Bebauungspläne 
 

 Nr. 78 „Wiesenstraße“ 

 Nr. 157 „Esenser Postweg/Linden“ 

 Nr. 188 „Südl. Sandhorster Ehe“ 

 Nr. 319 „Hügellandschaft nördl.“ 

 Nr. 324 „Indu NORD, Windenergie“ 

 

beschlossen. 

 

Ebenso hat der Verwaltungsausschuss der Stadt Aurich in seiner Sitzung am 22.04.2024 die Aufhebung 

des Bebauungsplans Nr. 242 „Sandabbau Ogenbargener Schäferei“ beschlossen. 

 
Die Geltungsbereiche sind den nachstehenden Lageplänen zu entnehmen. Die Beschlüsse werden 
hiermit bekannt gemacht. 
 
Die Aufhebung der Bauleitplanverfahren tritt mit dem Tage der Veröffentlichung im Amtsblatt für den 
Landkreis Aurich in Kraft. Die Öffentlichkeit kann sich über die Aufhebung der Bauleitplanung 
informieren und die Unterlagen zu den Geschäftszeiten (Mo. – Mi. von 8.00 - 15.30 Uhr, Do. von 
8.00 – 18.00 Uhr und Fr. von 8.00 - 12.30 Uhr) im Rathaus der Stadt Aurich, Bgm.-Hippen-Platz 1, 26603 
Aurich, 2. OG, Fachdienst Planung einsehen.  
 
Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 und Abs. 4 des BauGB über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Entschädigungsansprüche durch Festsetzungen des Bebauungsplanes oder 
seine Durchführung eintretenden Vermögensnachteilen, die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichnet 
sind, sowie über die Fälligkeit und das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen bei nicht fristgemäßer 
Geltendmachung wird hingewiesen. Der Entschädigungsberechtigte kann die Fälligkeit des Anspruchs 
dadurch herbeiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei dem 
Entschädigungspflichtigen beantragt. Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in den §§ 39 bis 42 BauGB bezeichneten 
Vermögensnachteilen eingetreten sind, die Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird. 
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Gem. § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich:  
1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 BauGB beachtliche Verletzung der dort bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften  

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 BauGB beachtliche Verletzung der Vorschriften 
über das Verhältnis des Bebauungsplanes und des Flächennutzungsplanes und  

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 BauGB beachtliche Mängel des Abwägungsvorgangs, wenn sie nicht 
innerhalb eines Jahres seit dieser Bekanntmachung des Bauleitplanes schriftlich gegenüber der 
Stadt Aurich, Bgm.-Hippen-Platz 1, 26603 Aurich unter Darlegung des die Verletzung 
begründenden Sachverhaltes geltend gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Absatz 2a beachtlich sind. 

 
Die Aufhebungen sind im Internet unter: 
https://www.aurich.de/buergerinformation/bekanntmachungen.html  
sowie gem. § 4a Absatz 4 BauGB auch unter https://uvp.niedersachsen.de ab dem 03.05.2024 bis 
einschließlich 17.05.2024 abrufbar. 
 
Auf die gleichlautende Bekanntmachung im Aushangkasten des Rathauses der Stadt Aurich und die 
Veröffentlichung im Amtsblatt am 03.05.2024 des Landkreises Aurich wird hingewiesen. 
 
Aurich, den 30.04.2024 
 
Stadt Aurich 
 
Der Bürgermeister  
Feddermann  
 
 
Geltungsbereiche 
 

Bebauungsplan Nr. 359 „Erweiterung Bürgerwindpark Königsmoor“ 

 Die Aufstellung des Bebauungsplans  
Nr. 359 „Erweiterung Bürgerwindpark 
Königsmoor“ wurde im 
Verwaltungsausschuss am 29.02.2016 
beschlossen.  

 Am 20.05.2016 wurde die Öffentlichkeit 
durch die ortsübliche Bekanntmachung 
beteiligt. 

 Das Verfahren wurde nicht weitergeführt, 
aus diesem Grund ist es aufzuheben. 

  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

https://www.aurich.de/buergerinformation/bekanntmachungen.html
https://uvp.niedersachsen.de/
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Bebauungsplan Nr. 78 „Wiesenstraße“ 

 Die Aufstellung des Bebauungsplanes  
Nr. 78 Wiesenstraße wurde am 21.09.1978 
durch den Verwaltungsausschuss 
beschlossen. 

 Es sollten die planungsrechtlichen 
Voraussetzungen für eine neue 
Wohnsiedlung geschaffen werden. 

 Der am 09.06.1961 rechtsverbindlich 
gewordene Durchführungsplan DS2 sollte 
durch den Bebauungsplan Nr. 78 
Wiesenstraße überplant werden. 

 Dieses Verfahren wurde nicht 
durchgeführt, somit hat der 
Durchführungsplan DS2 noch seine 
Gültigkeit.  

 Die Planungen des Bebauungsplanes  
Nr. 78 sind nicht weitergeführt worden, 
aus diesem Grund ist der Bebauungsplan 
aufzuheben. 

 

 
Bebauungsplan Nr. 157 „Esenser Postweg/Linden“ 

 Die Aufstellung des Bebauungsplans  
Nr. 157 „Esenser Postweg/Lindenweg“ 
wurde am 16.06.2003 durch den 
Verwaltungsausschuss beschlossen. 

 Der darauffolgende Auslegungsbeschluss 
wurde am 10.11.2003 durch den 
Verwaltungsausschuss gefasst. 

 Ausgelegen hat die Entwurfsplanung vom 
19.12.2003 bis zum 19.01.2004. 

 Es sollten ca. 50 Bauplätze geschaffen 
werden. 

 Da es Entwässerungsprobleme gab, wurde 
dieses Bauleitplanverfahren nicht 
weitergeführt, somit ist der 
Bebauungsplan  
Nr. 157 aufzuheben. 
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Bebauungsplan Nr. 188 „Südl. Sandhorster Ehe“ 

 Das Verfahren zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 188 wurde im Jahr 
1993 eingeleitet. 

 Der Abschluss des 
Bebauungsplanverfahrens scheiterte am 
Naturschutz. Die Baugebietsfläche 
entsprach weitgehend einem Biotop im 
Sinne des § 28a des damaligen 
Niedersächsischen Naturschutzgesetzes.  

 Der Verwaltungsausschuss der Stadt 
Aurich hat daraufhin am 10.10.1994 
beschlossen, das Bauleitplanverfahren 
Nr. 188 nicht weiterzuführen, hat den 
Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan jedoch nicht aufgehoben. 

 Der Aufstellungsbeschluss für den 
Bebauungsplan Nr. 188 soll jetzt im Zuge 
der Aufarbeitung aufgehoben werden. 

 

 
Bebauungsplan Nr. 319 „Hügellandschaft nördl.“ 

 Das Plangebiet des Bebauungsplanes  
Nr. 319 „Hügellandschaft nördlich 
Kreihüttenmoorweg“ hat an dem 
Ausgleichsflächensuchraum einen 
Flächenanteil von etwa 50 %. 

 Ziel der Planung war es, neben der 
konzentrierten und ökologisch 
optimierten Anordnung von 
Ausgleichsflächen, einen Staub- und 
Lärmschutz für die Wohnbebauung am 
Lindenweg gegenüber dem 
Industriegebiet Aurich NORD zu 
erreichen. 

 Der Aufstellungsbeschluss wurde nur im 
Ortsrat Sandhorst am 30.05.2011 
empfohlen, alle anderen Gremien haben 
den Beschluss vertagt. 

 Der Bebauungsplan Nr. 319 ist somit 
aufzuheben. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



- 333 - 

Bebauungsplan Nr. 324 „Indu NORD, Windenergie“ 

 Durch die Aufstellung dieses 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 
324 Windenergieanlage Industriegebiet 
Nord am 02.02.2012 sollte die 
Möglichkeit eröffnet werden, eine 
zusätzliche Windenergieanlage mit einer 
maximalen Höhe von 150 m über dem 
Gelände am Standort des 
Industriegebietes Nord zu errichten. 

 Die Enercon GmbH plante die Errichtung 
einer Windenergieanlage des Typs E101 
mit 99 m Nabenhöhe auf dem Gelände 
der neuen Produktionsstätte 
Kunststofftechnologie Aurich KTA. 

 Der vorhabenbezogene Bebauungsplan 
Nr. 324 wurde in der Zeit vom 12.08.2013 
bis 13.09.2013 öffentlich ausgelegt. 

 Eine erneute öffentliche Auslegung fand 
vom 30.12.2014 bis 03.02.2015 statt. 

 Das Vorhaben soll nun nicht mehr 
realisiert werden. Aus dem vorgenannten 
Grund soll die Aufhebung erfolgen. 

 

 
Bebauungsplan Nr. 242 „Sandabbau Ogenbargener Schäferei“ 

 Durch die Aufstellung des 
Bebauungsplanes Nr. 242 „Sandabbau 
Ogenbarger Schäferei“ am 26.03.2001 
sollte die Regelung des Sandabbaus im 
Bereich des bestehenden 
Sandabbaubetriebes geschaffen werden.  

 Die Fläche war bereits im 
Flächennutzungsplanentwurf als 
Sandabbaufläche mit Nachfolgenutzung 
„Naturentwicklung und Erholung“ 
dargestellt.  

 Dieses Vorhaben wurde nicht 
weiterverfolgt, somit ist der 
Bebauungsplan aufzuheben. 

 
 

 

 
Allgemeinverfügung der Stadt Norden über die Öffnung der Verkaufsstellen an Sonntagen 

09.06.2024 und 25.08.2024 
 
Aufgrund des Antrages des Wirtschaftsforum Norden e.V. wird hiermit gemäß § 5 Absatz 1 Nr.  1 des 
Niedersächsischen Gesetzes über Ladenöffnungs- und Verkaufszeiten (NLöffVZG) vom 08. März 2007 
(Nds. GVBl. S. 111), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15.05.2019 (Nds. GVBl. S. 80) und § 14 Absatz 
1 Satz 1 Nr. 5 des Niedersächsisches Gesetz über die Feiertage (NFeiertagsG) in der Fassung vom 07. 
März 1995 (Nds. GVBl. Nr. 6/1995, ausgegeben am 16.03.1995), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
22.06.2018 (Nds. GVBl. S. 122 und S. 123) die Öffnung der Verkaufsstellen an folgenden Sonntagen 
zugelassen: 
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09.06.2024 anlässlich des „Norder Rosenmarktes“ – (12.00 Uhr bis 17.00 Uhr) 
25.08.2024 anlässlich des „Norder Sommerfestes“ – (12.00 Uhr bis 17.00 Uhr) 
 
Die Ladenöffnung erstreckt sich auf den Innenstadtbereich: Osterstraße, Große Neustraße sowie 
Neuer Weg bis einschließlich Norder-Tor (Bahnhofstraße 1A). 
 
Verkaufspersonal, das an Sonn- und Feiertagen beschäftigt wird, hat Anspruch auf die in § 7 NLöffVZG 
geregelten Ausgleichszeiten. Neben § 7 NLöffVZG sind auch die weiteren tarifvertraglichen und 
gesetzlichen Arbeitszeitbestimmungen sowie die Vorschriften des Jugendarbeitsschutzgesetzes, des 
Mutterschutzgesetzes und des Betriebsverfassungsgesetzes zu beachten. 
 
Die vollständige Allgemeinverfügung mit Begründung sowie der Plan des betreffenden 
Gebietes/Straßen kann bei der Stadt Norden – Fachdienst Bürgerdienste und Sicherheit – Am Markt 
19, Standesamtsgebäude, Zimmer 17, während der Öffnungszeiten von Montag bis Freitag: 08:30 – 
12:30 Uhr sowie am Donnertag 14:30 – 16:00 Uhr nach telefonischer Vereinbarung (04931 923 417) 
eingesehen werden. Auch ist diese im Internet unter der Adresse 
https://www.norden.de/bekanntmachungen nachzulesen. 
 
Es wird gemäß § 41 Abs. 4 Satz 4 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG, in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003, BGBl. I S. 102, zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes 
vom 04. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 344) bestimmt, dass die Allgemeinverfügung am Tag nach 
der öffentlichen Bekanntmachung als bekannt gegeben gilt. 
 
Die sofortige Vollziehung dieser Verfügung wird gem. § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 4 
Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO, in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. März 1991, BGBl. 
S. 686, zuletzt geändert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 2023, BGBl. 2023 I Nr. 409) 
angeordnet. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung 
Gegen diese Allgemeinverfügung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schloßplatz 10, 26122 Oldenburg erhoben werden. 
 
Hinweis zur Anordnung der sofortigen Vollziehung 
Ein Rechtsbehelf gegen diese Allgemeinverfügung entfaltet wegen der Anordnung der sofortigen 
Vollziehung nach § 80 Abs. 2 Nr. 4 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) keine aufschiebende Wirkung. 
Das bedeutet, dass auch wenn Klage erhoben wird, die Vorgaben dieser Allgemeinverfügung gelten. 
Die Wiederherstellung der aufschiebenden Wirkung kann gemäß § 80 Abs. 5 VwGO beim 
Verwaltungsgericht Oldenburg, Schlossplatz 10, 26122 Oldenburg, schriftlich oder mündlich zur 
Niederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle beantragt werden. 
 
Norden, den 29.04.2024 
 
Stadt Norden 
 
Der Bürgermeister 
In Vertretung  
Aukskel 
 
 
 
 
 
 

https://www.norden.de/bekanntmachungen
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2. Änderung der Satzung der Stadt Norden über die Erhebung von Verwaltungskosten  
im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) 

vom 15.11.2022 
 
Aufgrund der §§ 10, 58 Abs. 1 Ziffer 5, 7 und § 111 Nds. Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) vom 
17.12.2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 08.02.2024 (Nds. 
GVBL. 2024 Nr. 9) § 2 und § 4 des Nds. Kommunalabgabengesetzes (NKAG) vom 23.01.2007 (Nds. GVBl. 
S. 41), zuletzt geändert durch Artikeln 4 des Gesetzes vom 22.09.2022 (Nds. GVBL S. 589) hat der Rat 
der Stadt Norden in seiner Sitzung am 23.04.2024 folgende 2. Änderung der Satzung über die Erhebung 
von Verwaltungskosten im eigenen Wirkungskreis (Verwaltungskostensatzung) beschlossen: 
 

Artikel I 
 

§ 2 Kostentarif 
 

Die Höhe der Kosten bemisst sich unbeschadet des § 6 (Auslagen) nach dem Kostentarif, der 
Bestandteil dieser Änderungssatzung ist. 
 

Artikel II 
 

§ 13 Inkrafttreten der 2. Änderungssatzung 
 
Die 2. Änderungssatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
Norden, 26.04.2024 
 
Stadt Norden 
 
Eiben 
 
1. Änderung des Kostentarifes zur Verwaltungskostensatzung (§ 2) 
 

Position Gebührentatbestand Gebührensatz 
In Euro 

1 Gebühren nach Zeitaufwand 
Für Amtshandlungen und sonstige Verwaltungstätigkeiten, für die Zeitgebühren 
erhoben werden, betragen die Gebührensätze je angefangener Viertelstunde: 

 

1.1 Für Mitarbeiter/innen bis zur Besoldungsgruppe A8 bzw. bis zur Entgeltgruppe 
E8 

15,00  

1.2 Für Mitarbeiter/innen der Besoldungsgruppe A9 und höher bzw. der 
Entgeltgruppe E9 und höher 

19,00 

2 Vervielfältigungen und Ausdrucke  

2.1 Vervielfältigungen mit hauseigenen Druckgeräten  

2.1.1 Schwarz/Weiß  

2.1.1.1 Format DIN A 4 0,10 

2.1.1.2 Format DIN A 3 0,15 

2.1.2 Farbe  

2.1.1.1 Format DIN A 4 0,45 

2.1.1.2 Format DIN A 3 0,90 

2.1.3 Formate größer als DIN A 3 bis DIN A 0 (Plotter) 10,00-20,00 
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2.2 Für Vervielfältigungen und Ausdrucke, die nicht mit hauseigenen 
Druckgeräten hergestellt werden, wird eine Zeitgebühr nach Pos. 1 sowie 
ggf. Auslagen erhoben 

 

3 Abgabe elektronischer Daten  

3.1 Abgabe von Datenträgern: 
Für die Abgabe von Datenträgern wird eine Zeitgebühr nach Pos. 1 sowie 
ggf. Auslagen erhoben. 

Siehe Pos. 1 

3.2 Abgabe elektronischer Daten auf elektronischem Wege (E-Mail oder 
andere): 
Für die Abgabe elektronischer Daten per E-Mail oder auf anderem 
elektronischen Weg wird eine Zeitgebühr nach Pos. 1 erhoben.  

Siehe Pos. 1 

4 Amtliche Beglaubigungen, Zeugnisse, Bescheinigungen und Ausweise  

4.1 Beglaubigung von Unterschriften 6,00 

4.2 Beglaubigung von Vervielfältigungen  

4.2.1 Vervielfältigung, die durch die Behörde selbst angefertigt wurden je 
Beglaubigungsvermerk 

3,00 

4.2.2 Vervielfältigung, die nicht durch die Behörde selbst angefertigt wurden 
je Beglaubigungsvermerk 

6,00 

4.3 Aufnahme einer eidesstattlichen Versicherung Siehe Pos. 1 

5 Akteneinsicht und Niederschriften  

5.1 Die Einsicht in Akten, Karteien, Register und dgl. sowie die Einsicht per 
Datensichtgerät (Monitore oder dgl.) sowie die Erteilung von Auskünften (soweit 
nicht Teil einer öffentlichen Auslegung) wird durch eine zeitbezogene Gebühr 
gem. Ziffer 1 veranlagt; die Akteneinsicht nach § 68 NBauO ist jedoch 
gebührenfrei. 

Siehe Pos. 1 

5.2 Die Aufnahme von Erklärungen oder Anträgen zur Niederschrift wird durch eine 
zeitbezogene  Gebühr gem. Ziffer 1 veranlagt; die Aufnahme eines Widerspruchs 
zur Niederschrift ist jedoch gebührenfrei 

Siehe Pos. 1 

6 Bauverwaltung  

6.1 Ausstellung eines Zeugnisses über das Nichtbestehen bzw. die Nichtausübung 
eines Vorkaufsrechts nach § 28 Baugesetzbuch  

85,00-100,00  

6.2 Bescheinigung der gesicherten Erschließung eines Baugrundstücks 20,00 

6.3 Für die Genehmigung und Überwachung von Arbeiten, die für Rechnung Dritter 
von Unternehmern an Straßen, Plätzen, Kanälen und sonstigen Anlagen 
ausgeführt werden, wird eine Gebühr gemäß       Position 1 erhoben 

Siehe Pos. 1 

6.4 Erstellung Aufbruchgenehmigung i.V.m § 127 TKG 200,00   

7 Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen 
Für die Bearbeitung von Bürgschaftsanträgen wird eine Zeitgebühr nach Position 
1 erhoben. 

Siehe Pos. 1 

8 Vermögensverwaltung  

8.1 Vorrangeinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige Erklärungen zugunsten 
von Grundpfandrechten Dritter, insbesondere gegenüber 
Auflassungsvormerkungen und Verkaufsrechten, sowie 
Belastungsgenehmigungen 

40,00 
 

8.2 Löschungsbewilligungen zugunsten von Grundpfandrechten Dritter 40,00 
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8.3 Löschungsbewilligungen, Vorrangeinräumungs-, Pfandentlassungs- und sonstige 
Erklärungen für Rechte, die nicht unter Nummern 8.1 und 8.2 fallen 

40,00 
 

9 Genehmigungen aufgrund der geltenden Satzung über die Abwasseranlagen 
der Gemeinde 

 

9.1 Entwässerungsgenehmigungen 67,00 

9.2 Abnahme der Abwasseranlagen je angefangene halbe Arbeitsstunde 20,00 

9.3 Sonstige Prüfungsmaßnahmen je angefangene halbe Arbeitsstunde 20,00 

9.4 Erteilung einer Befreiung vom Anschluss- und Benutzungszwang 67,00 

9.5 Genehmigung zur Einleitung von Abwasser außergewöhnlicher Art in die 
gemeindlichen Abwasseranlagen nach § 12 Abs. 8 der 
Abwasserbeseitigungssatzung 

164,00 

10 Entscheidungen über förmliche Rechtsbehelfe, soweit nicht § 4 der 
Verwaltungskostensatzung anzuwenden ist und der Rechtsbehelf erfolglos bleibt 
oder der Rechtsbehelf Erfolg hat, die angefochtene Verwaltungstätigkeit aber 
aufgrund unrichtiger oder unvollständiger Angaben vorgenommen bzw. 
abgelehnt worden ist, einschließlich der Entscheidungen über Widersprüche 
Dritter. 

50,00 bis 
1.000,00 

 
Norden, 26.04.2024 
 
Stadt Norden 
 
Eiben 
 

 
Haushaltssatzung der Stadt Norderney für das Haushaltsjahr 2024 

 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes hat der Rat der Stadt 
Norderney in der Sitzung am 12.02.2024 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 

1 im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag  
   
1.1 der ordentlichen Erträge auf 36.315.640 EUR 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 36.315.640 EUR 
   
1.3 der außerordentlichen Erträge 0 EUR 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 EUR 
   
2 im Finanzhaushalt 

mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

   
2.1 der Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit 35.456.640 EUR 
2.2 der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit    35.399.079 EUR 

 
2.3 der Einzahlungen für Investitionstätigkeit 3.220.700 EUR 
2.4 der Auszahlungen für Investitionstätigkeit 11.471.000 EUR 
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2.5 der Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 8.192.739 EUR 
2.6 der Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 557.700 EUR 
   
festgesetzt. 
   
Nachrichtlich: Gesamtbetrag  
- der Einzahlungen des Finanzhaushaltes 46.870.079 EUR 
- der Auszahlungen des Finanzhaushaltes 47.427.779 EUR 

 
§ 2 

 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kreditaufnahmen für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 8.192.739 EUR festgesetzt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 3.100.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Auszahlungen in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 EUR festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Die Steuersätze (Hebesätze) für die Realsteuern sind gemäß Hebesatzsatzung für das Haushaltsjahr 

2024 wie folgt festgesetzt: 
 

1. Grundsteuer  
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe (Grundsteuer A) 380 v. H. 
1.2 für die Grundstücke (Grundsteuer B) 380 v. H. 
   
2. Gewerbesteuer 360 v. H. 

 
§ 6 

 
a) Als erheblich im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 1 NKomVG gilt ein Fehlbetrag des Ergebnishaushalts, 

der fünf Prozent des Gesamthaushaltsvolumens des Ergebnishaushalts im laufenden Haushaltsjahr 
übersteigt; das Gleiche gilt für den Finanzhaushalt entsprechend. 

 
b) Als erheblich sind Mehraufwendungen bzw. Mehrauszahlungen im Sinne des § 115 Abs. 2 Nr. 2 

NKomVG anzusehen, wenn sie im Einzelfall vier Prozent des Volumens der Gesamtaufwendungen 
bzw. der Gesamtauszahlungen übersteigen. 

 
c) Über- und außerplanmäßige Aufwendungen bzw. Auszahlungen sind als unerheblich im Sinne von 

§ 117 Abs. 1 NKomVG anzusehen, wenn sie im Haushaltsjahr 5.000 EUR je Einzelfall nicht 
überschreiten. 

 
d) Als erheblich im Sinne des § 8 Abs. 1 KomHKVO gelten Beträge ab 5.000 EUR. 
 
e) Als erheblich im Sinne von § 12 Abs. 1 KomHKVO gelten Beträge, die 100.000 EUR je Einzelfall 

überschreiten. 
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f) Im Rahmen des Jahresabschlusses sind Buchungen von über- und außerplanmäßigen 
Aufwendungen zur Bildung von Rückstellungen zugelassen. Dabei muss die Deckung gewährleistet 
sein. 

 
26548 Norderney, den 12.02.2024 
 
Stadt Norderney 
 
Der Bürgermeister 
Ulrichs 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
 
Die nach §§ 119 Abs. 4 und 120 Abs. 2 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz (NKomVG) 
erforderlichen Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 2. Mai 2024, Az. I/10 150 20 1, 
erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 6. Mai 2024 bis zum 15. Mai 2024 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Stadt Norderney, Zimmer 115, öffentlich aus.  
 
Norderney, 2. Mai 2024 
 
Stadt Norderney 
 
Ulrichs 
Bürgermeister 
 

 
Haushaltssatzung 

der Samtgemeinde Hage für das Haushaltsjahr 2024 
 
Aufgrund des § 112 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes (NKomVG) hat der Rat der 
Samtgemeinde Hage in der Sitzung am 15.02.2024 folgende Haushaltssatzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 15.148.800 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 15.148.800 € 

 
1.3 der außerordentlichen Erträge auf 0 € 
1.4 der außerordentlichen Aufwendungen auf 0 € 

 
2. im Finanzhaushalt mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 

 
2.1 der Einzahlungen auf 15.799.900 € 
2.2 der Auszahlungen auf 15.799.900 € 

 
festgesetzt. 
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Von den Einzahlungen und Auszahlungen entfallen: 
 

2.1.1 auf Einzahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 14.575.900 € 
2.2.1 auf Auszahlungen aus lfd. Verwaltungstätigkeit 14.018.500 € 

 
2.1.2 auf Einzahlungen für Investitionen 25.000 € 
2.2.2 auf Auszahlungen für Investitionen 1.202.200 € 

 
2.1.3 auf Einzahlungen für Finanzierungstätigkeit 1.199.000 € 
2.2.3 auf Auszahlungen für Finanzierungstätigkeit 579.200 € 

 
 

§ 1 a 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Kurverwaltung für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
1. im Erfolgsplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 880.000 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.580.000 € 

 
2. im Vermögensplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

2.1 der Einzahlungen auf 934.300 € 
2.2 der Auszahlungen auf 934.300 € 

 
festgesetzt. 
 
Der Wirtschaftsplan des Eigenbetriebes Abwasserwerk für das Haushaltsjahr 2024 wird 
 
1. im Erfolgsplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

1.1 der ordentlichen Erträge auf 1.742.710 € 
1.2 der ordentlichen Aufwendungen auf 1.733.350 € 

  
2. im Vermögensplan mit dem jeweiligen Gesamtbetrag 
 

2.1 der Einzahlungen auf 1.095.000 € 
2.2 der Auszahlungen auf 1.095.000 € 

 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der vorgesehenen Kredite für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen (Kreditermächtigung) wird auf 1.199.000 € festgesetzt. 
 

§ 2 a 
 
Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Kurverwaltung werden Kredite für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen nicht veranschlagt. 
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Im Vermögensplan des Eigenbetriebes Abwasserwerk werden Kredite für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen nicht veranschlagt. 
 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf 492.000 € festgesetzt. 
 

§ 3 a 
 
In den Vermögensplänen der Eigenbetriebe Kurverwaltung und Abwasserwerk werden 
Verpflichtungsermächtigungen nicht veranschlagt. 
 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, wird auf 1.500.000 € festgesetzt. 
 

§ 4 a 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Kurverwaltung in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 75.000 € festgesetzt. 
 
Der Höchstbetrag, bis zu dem im Haushaltsjahr 2024 Liquiditätskredite zur rechtzeitigen Leistung von 
Ausgaben durch die Sonderkasse des Eigenbetriebes Abwasserwerk in Anspruch genommen werden 
dürfen, wird auf 150.000 € festgesetzt. 
 

§ 5 
 
Der Hebesatz für die Samtgemeindeumlage wird auf 41,2098 v. H. der Steuerkraftzahlen gemäß § 11 
NFAG der Mitgliedsgemeinden festgesetzt. Dadurch ergibt sich eine Gesamtumlage in Höhe von 
3.400.000 €. 
 

§ 6 
 

Für über- und außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen werden als Beträge von 
unerheblicher Bedeutung im Sinne des § 117 Abs. 1 Satz 2 NKomVG Aufwendungen und Auszahlungen 
bis unter 10.000 € festgesetzt. 
 
Hage, den 15. Februar 2024 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Sell  
Samtgemeindebürgermeister 
 
Die vorstehende Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2024 wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
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Die gemäß §§ 120 Abs. 2, 119 Abs. 4 sowie 111 Abs. 3 Niedersächsisches Kommunalverfassungsgesetz 
(NKomVG) i. V. m. § 15 Abs. 6 Nds. Gesetz über den Finanzausgleich (NFAG) erforderlichen 
Genehmigungen sind durch den Landkreis Aurich am 2. Mai 2024, Az. I/10-150 20 1, erteilt worden. 
 
Der Haushaltsplan liegt nach § 114 Abs. 2 Satz 3 NKomVG vom 6. Mai 2024 bis zum 15. Mai 2024 zur 
Einsichtnahme im Rathaus der Samtgemeinde Hage, Hauptstraße 81, öffentlich aus.  
 
Hage, 2. Mai 2024 
 
Samtgemeinde Hage 
 
Sell 
Samtgemeindebürgermeister  
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